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Eigentum und Steuerwesen unter den frühen  Stuarts von 
Bate's Case (1606) bis zum Case of  Ship Money (1637/38)' 

I. 
Ausgangspunkt der Auseinandersetzungen um die Grenze zwischen dem Be-
steuerungsrecht der Krone und dem Eigentumsrecht der Untertanen im frü-
hen 17. Jahrhundert war die schwere Finanzkrise, in die Jakob I. schon bald 
nach seinem Regierungsantritt geriet. Elisabeth I. hatte ihrem Nachfolger 
nicht nur eine erhebliche Staatsschuld hinterlassen - diese war mit rund £ 
370.000 etwas höher als das reguläre Einkommen eines Jahres und somit 
nach den Maßstäben frühneuzeitlicher  Finanzpolitik noch vergleichsweise 
bescheiden - sondern auch ein Finanzsystem, das strukturell antiquiert war.2 

Veraltet war dieses Finanzsystem sicherlich nicht zuletzt deshalb, weil die 
finanzielle  Situation der Krone in der ersten Hälfte  des 16. Jahrhunderts so 
relativ günstig gewesen war. Schon Heinrich VII. hatte den Domänenbesitz 
der Krone erheblich vergrößern können, und die Auflösung  der Klöster unter 
Heinrich VIII. vermehrte den Landbesitz der Krone kurzfristig  nochmals in 
großem Umfang.  Hinzu kam, daß die Krone traditionell einen großen Teil 
ihrer Einkünfte  aus den Zöllen bezog, einer zumindest potentiell inflationssi-
cheren Einkommensquelle. Diese bis zur Mitte des 16. Jahrhunderts recht 
hohen Einkünfte  aus Regalien und dem Kammergut waren sicher mit dafür 
verantwortlich, daß eine Reform  des Systems der direkten Besteuerung von 
der Krone trotz gewisser Ansätze in dieser Richtung nicht mit großem Nach-

1 Dies ist die etwas gekürzte und überarbeitete Fassung des Vortrages, den ich 1990 
auf  der Tagung des Arbeitskreises deutsche Englandforschung  gehalten habe. Nach 
Abgabe des Manuskriptes (August 1990) bis 1993 erschienene Literatur wurde so-
weit möglich zumindest im Einzelfall  ergänzend nachgetragen. 

2 Zu Finanzsituation am Ende der Regierungszeit Elisabeths I.: J. GUY, Tudor Eng-
land, Oxford  1988, S. 384 f. 

57 



druck verfolgt  wurde; ein fur  die Beziehungen zwischen Parlament und 
Krone entscheidender Punkt.3 

Für die Regierungszeit Elisabeths I. hat Christopher Haigh jüngst festgestellt: 

Queen Elizabeth did not attempt to solve problems, she simply 
avoided them - and then survived long enough for  some to go away. 
The rest returned to plague her successor, James I - but that was his 
problem.4 

Dieses Urteil ist auf  kaum irgendeinem Gebiet so zutreffend  wie auf  dem der 
elisabethanischen Finanzpolitik. Gewiß gelang es der Königin, den Krieg 
gegen Spanien und den noch ruinöseren irischen Krieg in den 1590er Jahren 
ohne Staatsbankrott oder größere Steuerrevolten zu überstehen, aber der 
Preis, den sie dafür  zahlte, war hoch. Ein großer Teil der Kriegslasten war 
durch den Verkauf  von Kronland finanziert  worden. Die immer häufiger  und 
umfangreicher  werdenden parlamentarischen Steuerbewilligungen wurden 
erkauft  durch die stillschweigende Hinnahme des Prinzips der degressiven 
Besteuerung für  die Mitglieder der landbesitzenden Oberschicht. Ja, man 
könnte fast  sagen, daß sich England unter Elisabeth einer faktischen  Steuer-
freiheit  fur  den höheren Adel, also die peerage und die oberen Ränge der 
gentry annäherte, wie sie juristisch hier im Gegensatz zum Kontinent nicht 
bestand.5 

Auf  diese faktische  Steuerfreiheit  war es zurückzufuhren,  daß der Ertrag ei-
nes sogenannten subsidy, der üblichen parlamentarischen Steuer, von rund £ 
140.000 um 1560 auf  ca. £ 80.000 gegen Ende des Jahrhunderts und schließ-
lich auf  rund £ 55.000 Ende der 1620er Jahre sank.6 Die Effektivität  des 
parlamentarischen Besteuerungssystems war aber nicht nur durch das auf  lo-
kaler Ebene bestehende System der Selbsteinschätzung der Steuerzahler be-

3 Zu einem Teil des Kammergutes, den Krondomänen, siehe jetzt die Aufsatzsamm-
lung R. W. HOYLE (Hg.), The Estates of  the English Crown, 1558-1640, Cambridge 
1992. 

4 C. HAIGH, Elizabeth I, London 1988, S. 173. 
5 P. WILUAMS, The Tudor Regime, Oxford  1979, S. 70-78, bes. S.74 f. 
6 GUY, Tudor England, S. 383; vgl. R. SCHOFIELD, Taxation and the political limits of 

the Tudor State, in: C. CROSS et al. (Hg.), Law and Government under the Tudors: 
Essays Presented to Sir Geoffrey  Elton on His Retirement, Cambridge 1988, S. 227-
255. 
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grenzt, das für  das Absinken des Steuerertrages verantwortlich zu machen 
war, sondern auch durch das Fehlen einer jeden permanenten direkten oder 
indirekten Steuer. Auch gegen Ende des 16. Jahrhunderts war noch - oder 
wieder - die Theorie vorherrschend, daß der Herrscher unter normalen Um-
ständen, das heißt in Friedenszeiten, von seinen eigenen permanenten Ein-
nahmen zu leben habe, daß heißt von den Einkünften  der Domänen, den 
Zöllen, sowie den verschiedenen Regalien. Zwischen 1530 und 1580 hatten 
sich Praxis und Theorie der Besteuerung zwar schon dem Prinzip einer per-
manenten Besteuerung in Friedenszeiten angenähert. Doch diese Ansätze 
waren gegen Ende des 16. Jahrhunderts nicht mehr weiterentwickelt worden; 
dafür  war die schon vor 1588 sich abzeichnende Kriegsgefahr,  die eine hin-
reichende Legitimation für  Steuerforderungen  abgab, ebenso verantwortlich 
wie die sehr sparsame Politik der Herrscherin, der es gelang, die Ausgaben 
für  Verwaltung und Hofhaltung  auf  ein Minimum zu beschränken.7 

Die Notwendigkeit, finanzpolitische  Innovationen in Friedenszeiten durch-
zuführen,  entfiel  damit. Als die kostspieligen Kriege nach 1588 das bisherige 
Besteuerungs- und Finanzsystem dann doch zum Einsturz zu bringen droh-
ten, nahm die Königin ihre Zuflucht  zunehmend zu Behelfsmaßnahmen,  wie 
sie dann auch unter Jakob I. wieder eine große Rolle spielen sollten. Zum 
einen wurden Amtsträger und Höflinge  durch Übertragung oft  recht zweifel-
hafter  Rechtstitel, wie etwa von Monopolen oder Privilegien zur Durchset-
zung von Strafgesetzen  statt durch Bargeld entlohnt; zum anderen suchte 
man die nicht von der Bewilligung des Parlamentes abhängigen Abgaben zu 
erhöhen. So wurde das traditionell nur von den Hafenstädten  zu zahlende 
Schiffsgeld  auf  inländische Gemeinden ausgedehnt, eine Vorwegnahme der 
Praxis der 1630er Jahre.8 

7 J. D. ALSOP, The Theory and Practice of  Tudor Taxation, in: EHR 97 (1982), S. 1-
30; vgl. DERS., Innovation in Tudor Taxation, in: EHR 99 (1984), S. 83-93. 

8 Zum ship money unter Elisabeth: WILLIAMS, Tudor Regime, S. 76 f.;  A. H. LEWIS, A 
Study of  Elizabethan Ship-Money, Philadelphia 1928; vgl. D. MACCULLOCII, Suffolk 
and the Tudors, Oxford  1985, S. 274-279. Zu den Monopolen: G. D. DUNCAN, Mo-
nopolies under Elizabeth I, 1558-1585, ungedr. Ph. D. thesis, Cambridge 1977, und 
J. NEALE, Elizabeth I and her parliaments, 2 Bde., London 1953-57, II, S. 352-356 
und 376-393. 
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Der Friedensschluß mit Spanien unmittelbar nach dem Tode Elisabeths hätte 
zwar zu einer Entpannung der finanziellen  Lage fuhren  können, faktisch  be-
deutete er jedoch nur, daß dem König nunmehr die Legitimation für  eine 
grundsätzliche Reform  des Finanzsystems und eine permanente Erhöhung 
der Abgaben und Steuern fehlte.  Die Ausgaben gingen hingegen keineswegs 
auf  das Niveau der Zeit vor 1588 zurück. Das Gegenteil war der Fall. Jakob 
I. vergrößerte nicht nur die Hofhaltung,  die er vorfand,  erheblich, er verteilte 
auch freigebig  Geld, Land, Pensionen und wertvolle Privilegien an englische 
und schottische Adlige und Höflinge.9  Sicher war diese Politik nicht unbe-
dingt immer sehr weitsichtig, doch eine Fortsetzung der elisabethanischen 
Sparpolitik wäre nach 1603 kaum denkbar gewesen. Jakob I. konnte kaum 
hoffen,  sein Heimatland Schottland, wo die Machtstellung der Krone in der 
zweiten Hälfte  des 16. Jahrhundertes sehr labil gewesen war, unter seiner 
Kontrolle zu behalten, wenn er nicht eine ausreichende Zahl von schotti-
schen Magnaten durch Positionen an seinem Hof  und durch eine freigebige 
Patronagepolitik an sich band. Umgekehrt vermochte er als landesfremder 
Herrscher auch in England seine Position nur zu sichern, indem er sich von 
der extremen Sparsamkeit seiner Vorgängerin, deren Popularität unter ihrer 
mangelnden Freigebigkeit nach 1590 zunehmend gelitten hatte, distan-
zierte.10 

Die aufwendige  Hofhaltung  Jakobs I. entsprach im übrigen ganz wesentlich 
einer Tendenz der Zeit. In der zweiten Hälfte  des 16. Jahrhunderts hatten 
sich in England ebenso wie in vielen anderen europäischen Ländern eher bü-
rokratische Regierungs- und Verwaltungsformen  durchgesetzt - rechtsge-
lehrte Verwaltungfachleute  hatten die großen adligen Magnaten zumindest 

9 Über die Finanzlage in den ersten Regierungsjahren Jakobs I.: A. G. R. SMITH, 
Crown, parliament and finance:  the Great Contract of  1610, in: P. CLARK et. al (Hg.), 
The English Commonwealth 1547-1640, Leicester 1979, S. 111-128, hier S. 113 f., 
und R. ASHTON, Deficit  finance  in the reign of  James I, in: EHR, 2nd ser. 10 
(1957/58), S. 15-29; vgl. C. RUSSELL, Parliament and the King's finances,  in: DERS. 
(Hg.), The Origins of  the English Civil War, Basingstoke 1973, S. 91-118, sowie M. 
PRESTWICH, Cranfield.  Politics and Profits  under the Early Stuarts, Oxford  1966. 

1 0 Zur Hofhaltung  Jakobs I. und den damit verbundenen Ausgaben siehe N. CUDDY, 
The revival of  the entourage: the Bedchamber of  James I, 1603-1625, in: D. STAR-
KEY (Hg.), The English Court from  the Wars of  the Roses to the Civil War, London, 
1987, S. 173-225; zur Patronagepolitik Jakobs I.: L. STONE, The Crisis of  the Ari-
stocracy, Oxford  1965, S. 473-476; vgl. L. L. PECK, Court Patronage and Corruption 
in Early Stuart England, Boston 1990. Zur Unpopularität Elisabeths in ihren letzten 
Regierungsjahren siehe die freilich  sehr drastischen Bemerkungen HAIGHS, Elizabeth 
I., S. 161 f. 
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zum Teil aus den Schlüsselpositionen in der Zentralverwaltung verdrängt.11 

Unter Jakob I. nimmt die adlige Präsenz in der Umgebung des Herrscher 
hingegen wieder zu - der Ausbau der Hofhaltung  trug gewissermaßen der 
Tatsache Rechnung, daß die höheren Adligen, also in diesem Falle die 
peerage und die wohlhabendsten Mitglieder der gentry, sich in England wie 
auch anderswo der Modernisierung des frühneuzeitlichen  Staates angepaßt 
hatten. Unter partieller Aufgabe  lokaler Machtpositionen wandten sich die 
Angehörigen dieser Schicht nun dem Hof  und der Hauptstadt zu, um dort als 
Patronagemakler in der Umgebung des Königs aber auch im Parlament ein 
neues Betätigungsfeld  zu finden.  Nur über den Hof  konnte der Adel in das 
politische Herrschaftssystem  integriert werden.'2 Selbst die Kritiker der recht 
sorglosen Finanzpolitik des Königs wie etwa der Lord Schatzmeister Salis-
bury gaben daher zu, daß man zumindest einige große adlige Magnaten mit 
Pensionen ausstatten müsse und daß der Aufwand  für  die Hofhaltung  kaum 
reduzierbar war.13 

1 1 So war es bezeichnend, daß der Geheime Rat Elisabeths I. gegen Ende ihrer Regie-
rungszeit nur noch aus etwa einem Dutzend Mitgliedern bestand, die eigentlich alle 
hohe Amtsträger waren, und von denen kaum einer, obwohl manche durchaus der 
peerage angehörten, die lokalen Magnaten, die sich als die geborenen Ratgeber der 
Herrscherin betrachteten, repräsentierte (HAIGH, Elizabeth I, S. 67 f.;  GUY, Tudor 
England, S. 310). 

1 2 Zur Bedeutung des Hofes  vgl.: R. G. ASCH, Krone, Hof  und Adel in den Ländern der 
Stuart Dynastie im frühen  17. Jahrhundert, in: ZHF 16 (1989), S. 183-220, und 
DERS., Der Hof  Karls I. von England. Politik, Provinz und Patronage, 1625-1640, 
(Norm und Struktur Bd. 3), Köln 1993; Wichtige Hinweise zum Wandel des Hofes 
nach dem Tode Elisabeths I. verdanke ich Dr. D. Starkey, London. 

1 3 A COLLECTION o r SEVERAL SPEECHES and Treat ises of  the late Lord Treasure r Ce-
cil...in the years 1608, 1609, 1610, hg. v. P. CROFT, in: Camden Miscellany 29 
(Camden Society Publications 4. Folge, 34), London 1987, S. 273-318, hier S. 304: 
"Secondly, it is most necessary to resolve of  some certain portion to be yearly paid to 
a selected number of  choice servants of  both kingdoms. For it cannot be denied that 
there are many of  them that ought not to reside about you in a common fashion,  nor 
would be left,  to live only upon the hopes of  mere casualties."; vgl. ebd., S. 286. Zu 
den schottischen Höflingen  vgl. K. M. BROWN, Courtiers and Cavaliers: Service, 
anglicization and loyalty among the royalist nobility, in: J. S. MORRILL (Hg.), The 
Scottish National Covenant in its British Context, Edinburgh 1991, S. 155-192, und 
DERS., The Scottish Aristocracy, Anglicization and the Court 1603-1638, in: HistJ 
3 6 , ( 1 9 9 3 ) , S. 543-576 . 
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II. 
Wie waren dann aber die finanziellen  Probleme der Krone, die sich nach 
1603 rasch zuspitzten, überhaupt zu lösen? Nach 1603 beschritten der Lord-
schatzmeister Dorset und Robert Cecil, Earl of  Salisbury, als Staatssekretär 
zunächst den Weg einer Aufbesserung  des Kroneinkommens ohne Mitwir-
kung des Parlamentes. Hierfür  boten sich die Zolleinnahmen an. Die Zölle 
waren dem König bei Regierungsantritt pauschal auf  Lebenszeit bewilligt 
worden - bei der Bemessung der Zolltarife  fur  einzelne Waren hatte der 
Monarch jedoch seit jeher einen gewissen, nur vage umgrenzten Ermessens-
spielraum gehabt14. Dorset und Salisbury waren entschlossen, diesen Ermes-
senspielraum auszunutzen. Sie begannen eine Reihe von Importwaren mit 
neuen Zöllen, den sogenannten impositions zu belegen.15 Dabei handelte es 
sich vor allem um Güter des gehobenen Bedarfs  - die Oberschichten, die 
durch eine geringe Selbsteinschätzung den direkten Steuern entgingen, soll-
ten somit über die Zölle doch noch zur Mitfinanzierung  der gestiegenen 
Staatsausgaben herangezogen werden16. Der Testfall  für  diese neuen Zölle 
waren die impositions auf  currants, Korinthen. Diese boten sich deshalb fur 
einen derartigen Versuch an, weil sie schon unter Elisabeth mit Sonderabga-
ben belegt worden waren. Die damaligen impositions waren freilich  von der 
Levant Company, einer Handelsgesellschaft,  der ein Monopol für  den Han-
del mit dem östlichen Mittelmeer und dem osmanischen Machtbereich 
verliehen worden war, erhoben worden. Die Levante-Gesellschaft  hatte dar-
aus die hohen Nebenkosten des Handels mit dem osmanischen Reich, zu 
denen auch der Unterhalt einer Gesandtschaft  in Istanbul gehörte, getragen. 
Nach der Auflösung  der Gesellschaft  erhob nun der König selbst eine ent-
sprechende Abgabe von allen Kaufleuten,  auch den früheren  Mitgliedern der 
Levant Company.17 

1 4 Schon der neue Zolltarif  von 1604, der die erste durchgreifende  Tarifreform  seit 
1558 darstellte, allerdings dennoch nur eine recht bescheidene Erhöhung der 
Zolleinnahmen brachte, war ohne Mitwirkung des Parlamentes beschlossen worden 
(F. C. DIETZ, English Public Finance 1558-1641, New York/London 1932, S. 366-
368, und ebd. S. 362 ff.,  zu den impositions unter Elisabeth). 

1 5 DIETZ, Finance, S. 368-372. 
16DIETZ, Finance, S. 370 f.;  zu Finanzsituation unter Jakob I. im allgemeinen vgl. auch 

C. RUSSELL, Parliament and the King's Finances. 
I 7 Z u Bate's Case: P. CROFT, Fresh Light on Bate's Case, in: HistJ 30 (1987), S. 523-

539, dort weitere Literatur; vgl. G. D. G. HALL, Impositions and the Courts 1554-
1606, in: LQR 69 ( 1953), S. 200-218. 
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Freilich blieben die currant impositions nicht unangefochten.  Ein Levante 
Kaufmann  namens Bate weigerte sich, die neuen Zölle zu zahlen. Dies 
brachte ihn erst ins Gefängnis  und dann vor den Court of  Exchequer, das für 
diese Fragen zuständige Gericht. Bate's Case, der Prozeß um die currant im-
positions ist deshalb so bedeutsam, weil in ihm zum ersten Mal all jene juri-
stischen und politischen Argumente aufgeboten  wurden, die in den folgenden 
dreieinhalb Jahrzehnten in der Debatte um die Grenze zwischen Prärogativ-
gewalt und Eigentum eine so große Rolle spielen sollten. In Bate's Case ent-
schied Chief  Baron Fleming, zusammen mit seinen Kollegen für  die Krone. 
In der Begründung für  seine Entscheidung entwickelte er die Theorie von der 
doppelten Herrschaftsgewalt  des Königs - der ordinary  und der absolute 
power of  the king.  Die gewöhnliche Herrschaftsgewalt  des König habe sich 
an dem Ziel zu orientieren, das Eigentum der Untertanen zu schützen, und 
sei in ihrer Ausübung an das positive Recht gebunden. Nicht so die potestas 
absoluta  des Herrschers. Diese absolute, nicht an das Recht gebundene Herr-
schaftsgewalt  finde  ihre Anwendung dort, wo es nicht um das Wohl des Ein-
zelnen, sondern um das des ganzen Gemeinwesens ginge, also um im enge-
ren Sinne politische Probleme, wie etwa um Krieg und Frieden.18 

Nach Fleming fielen  alle Fragen, die die Beziehungen zu anderen Staaten be-
rührten, also auch die gesamte Handels- und Zollpolitik in den Bereich der 
absoluten Prärogativgewalt des Königs. Obwohl Fleming ausdrücklich fest-
stellte, daß der König nicht dazu in der Lage sei, Steuern ohne Zustimmung 
der beiden Häuser des Parlamentes zu erheben, so gelte gleiches doch nicht 
für  eine Anpassung der Zölle an veränderte handelspolitische Bedingungen, 
da hier die Beziehungen zu anderen Staaten berührt waren.19 

, 8 J . P. KENYON, The Stuart Constitution, Cambridge 21986, S. 55 f.;  vgl. W. 
COBBETT/T. B. HOWELL (Hg.), Complete Collection of  State Trials, 34 Bde., London 
1809-1828, II, Sp. 371 ff.  Zu Bate's Case und seinen Folgen siehe auch J. W. 
GOUGH, Fundamental Law in English Constitutional History, Oxford  1955, S. 56-58; 
W. J. JONES, Politics and the Bench, The Judges and the Origins of  the English Civil 
War, London 1971, S. 54 f.;  J. SOMMERVILLE, Politics and Ideology in England 
1603-1640, London 1986, S. 151-155. Zur Theorie der doppelten Prärogative des 
Königs auch F. OAKLEY, Jacobean political theology: the absolute and the ordinary 
p o w e r s o f  the King , in: JHI 29 (1968) , S. 3 2 3 - 3 4 6 ; C . C . WESTON/J. R. GREENBERG, 
Subjects and Sovereigns. The Grand Controversy over Legal Sovereignty in Stuart 
England, Cambridge 1981, S. 11-15. Wichtig zum Verständnis der verschiedenen 
Rechtsauffassungen,  die im Streit um die impositions aufeinandertrafen,  ist auch G. 
BURGESS, The Politics of  the Ancient Constitution, An Introduction to English Poli-
tical Thought 1603-1642, Basingstoke 1992, S. 140-146. 

19State Trials, II, Sp. 387-394. 
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Es liegt nahe, die Diskussion über impositions ausschließlich unter den Vor-
zeichen eines sich eskalierenden Konfliktes  zwischen Krone und Parlament 
zu interpretieren; doch wäre dies eine unzulässige Vereinfachung.  Die Me-
moranden des Lordschatzmeister Salisbury aus den Jahren 1608 bis 1610, 
die Pauline Croft  vor kurzem veröffentlicht  hat, zeigen deutlich, daß Salis-
bury, der in diesen Jahren die Politik der Krone leitete und auch wesentlich 
an der Einführung  und Ausweitung der impositions beteiligt gewesen war, 
im Parlament zumindest zum Teil auch einen potentiellen Bundesgenossen 
im Kampf  um eine Finanzreform  und um eine Einschränkung der Ausgaben 
des König sah. Ohne das Parlament das ein Forum der öffentlichen  Kritik 
darstellte, hätte Salisbury wohl alle Hoffnung,  den König zu mehr Sparsam-
keit zu bewegen, endgültig aufgeben  können.20 

Ebenso komplex wie die Haltung von König und Lord Schatzmeister war je-
doch die Haltung des Parlamentes. Sicherlich hatten die seit 1606 verfügten 
Zollerhöhungen, die der Krone mehrere £ 10.000 an Mehreinnahmen ein-
brachten, eine erhebliche Beunruhigung verursacht. Man befürchtete  nicht 
nur, daß der Handel unter den neuen Zollerhöhungen leiden würde, sondern 
auch, daß auf  die Dauer das dermaßen vergrößerte Einkommen aus den Zöl-
len die Krone überhaupt von allen parlamentarisch bewilligten Steuern unab-
hängig machen würde.21 Andererseits bestritt keiner der Abgeordneten im 
Parlament dem König grundsätzlich das Recht, die englische Außen- und 
Handelspolitik zu bestimmen. Was man vermeiden wollte, war, daß unter 
dem Vorwand handelspolitischer Abwehrmaßnahmen gegen ausländische 
Konkurrenten rein fiskalische  Zollerhöhungen durchgeführt  wurden. Juri-
stisch war ein solcher Standpunkt jedoch nicht leicht zu formulieren.  Grund-
sätzlich gingen eben auch die Kritiker der impositions wie ihre Verteidiger 

2 0 Dies wird deutlich aus den Memoranden, die Salisbury dem König vor Einberufung 
des P a r l a m e n t e s unterbre i te te : s iehe A COLLECTION OF SEVERAL SPEECHES, bes. S. 
302, wo Salisbury zur Sparsamkeit und einem vorsichtigen Gebrauch der Präroga-
tivgewalt riet. In einem früheren  Memorandum hatte er noch nachdrücklicher darauf 
hingewiesen, daß die bisherige Methode, nur gestützt auf  die Prärogative die Ein-
nahmen zu erhöhen, sehr fragwürdig  sei - er bezog sich dabei sogar auf  die impositi-
ons, obwohl er anscheinend deren Umpopularität weiter unterschätzte - und stellte 
fest  "you have also been constrained for  want of  means to reward others to suffer 
your people to be molested and enquired after  upon every claim and obscurc title" 
(S. 290). Zu den Versuchen Salisburys, die Ausgaben des Königs etwa durch ein 
"Book of  Bounty", eine Liste verbotener Patente, einzuschränken siehe; CUDDY, Re-
vival, S. 199 f. 

2 1 W. NOTESTEIN, The House of  Commons 1604-1610, New Haven/London 1971, S. 
3 1 0 - 3 2 7 , 3 6 1 - 3 9 2 . 
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von einer doppelten Herrschaftsgewalt  des Königs aus - einer ungebundenen 
Herrschaftsgewalt  und einer an die Zustimmung der Untertanen gebundenen, 
die er als King  in Parliament  ausübte. Die Kritiker einer starken Prärogativ-
gewalt vertraten freilich  die Ansicht, daß die Herrschaftsgewalt  des Königs, 
die er außerhalb des Parlamentes ausübe seiner Herrschaftsgewalt  als King  in 
Parliament  untergeordnet sei.22 Dabei räumte man aber ein, daß alle Fragen 
der Außenpolitik grundsätzlich in das Ermessen des König gestellt seien. 
Wenn man dem König aber prinzipiell das Recht zugestand, die Häfen  des 
Landes - etwa im Kriegsfall  - zeitweilig zu schließen oder den Handel mit 
bestimmten Ländern zu untersagen, dann lag es nahe, ihm a fortiori  auch das 
Recht einzuräumen, den Handel mit bestimmten Gütern oder Ländern nur 
unter einschränkenden Bedingungen freizugeben  - und zu solchen Bedin-
gungen konnte eben die Zahlung besonderer Abgaben gehören.23 

Die Widersprüche in der Argumentation der Gegner der impositions ergaben 
sich zum Teil aus ihrem Verfassungsideal:  fur  sie war die Herrschaftsgewalt 
des König und die Freiheit der Untertanen grundsätzlich konfliktlos  mitein-
ander vereinbar:24 Diese Harmonie zwischen Freiheit und Herrschaft  setzte 
freilich  voraus, daß der König herrschen konnte, ohne Ansprüche auf  das Ei-
gentum der Untertanen geltend zu machen. 

Es hätte freilich  eine Möglichkeit gegeben, die ersehnte Harmonie wieder-
herzustellen: Indem man die dauerhaften  Einkünfte  des Königs so erhöhte, 
daß er von allen Übergriffen  auf  das Eigentum seiner Untertanen absehen 
konnte, und indem man gleichzeitig dieses Eigentum auch rechtlich klarer 
definierte.  Eben dies war die Grundidee des Great Contract,  durch den Sa-
lisbury 1610 hoffte,  das Verhältnis zwischen Parlament und König auf  eine 

2 2 Siehe Whitelockes Rede, KENYON, Constitution, S. 61, und State Trials II, Sp. 482 f. 
(dort fälschlich  als Rede Yelvertons abgedruckt). 

2 3 Es war in der Praxis eine problematische Konstruktion, dem König ein custodium 
der Häfen  des Landes zuzugestehen, nicht jedoch ein dominium  utile  - also ein Auf-
sichtsrecht - nicht aber ein nutzbares Eigentumsrecht; so Whitelocke in seiner Rede 
im Unterhaus, State Trials II, Sp. 514 vgl. R. FOSTER (Hg.), Proceedings in Parlia-
ment 1610, 2 Bde., New Haven und London 1966, II, S. 221-224, und WILLIAM 
HAKEWILL, The Libertie of  the Subject against the Pretended Power of  Imposing 
Maintained by an Argument in Parliament 7o Jacobi Regis, London 1641, S. 130-
136, und State Trials II, Sp. 407-476. Im übrigen kam auch Sir Edward Coke, da-
mals Chief  Justice of  Commons Pleas, in diesen Jahren zu dem Schluß, daß im-
positions als handelspolitische, wenn auch nicht als fiskalische  Maßnahmen, 
gerechtfertigt  seien (J. R. TANNER (Hg.), Constitutional Documents of  the Reign of 
James I, Cambridge 1930, S. 264, nach COKE, Twelfth  Report) 

2 4Siehe die Rede Hedleys (Proceedings 1610, II, S. 191). 
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neue Basis stellen zu können. Salisbury bot dem Parlament im Namen des 
Königs eine Garantie für  das Eigentumsrecht der Untertanen, das bis dahin 
durch die oberlehensherrlichen Rechte der Krone ebenso wie durch andere 
Regalien, etwa die Möglichkeit, Lebensmittel für  den Hof  zu einem festge-
setzten Preis zu requirieren, beschränkt war.25 Auch wenn die umstrittenen 
impositions nicht als solche Teil des Great Contract  waren, so hatte der Kö-
nig dem Parlament doch schon im Mai 1610, bevor die Verhandlungen über 
den Contract in ihr entscheidendes Stadium traten, versprochen, in Zukunft 
neue Zollerhöhungen nur mit Einwilligung der beiden Häuser vorzuneh-
men.26 

Der wichtigste Teil des Great Contract  wäre freilich  nicht die 
Einschränkung des Ermessensspielraums der Krone bei der Bemessung der 
Zölle gewesen, sondern die Aufhebung  all jener lehensrechtlichen Rechte 
der Krone, die vom Court of  Wards verwaltet wurden.27 Die Abschaffung 
dieser Rechte und aller anderen oberlehensherrlichen Ansprüche hätte für 
alle größeren Landbesitzer erhebliche Vorteile mit sich gebracht. Faktisch 
hätte ein solcher Schritt überhaupt erst ein volles Eigentumsrecht der 
Untertanen hergestellt, denn noch 1607 hatte der Jurist Cowell in seinem 
umstrittenen Interpreter  festgestellt,  daß im vollen Sinne des Wortes nur der 
König Eigentum besitze, da alle anderen Besitzansprüche unter dem 
Vorbehalt seiner lehensherrlichen Rechte stünden.28 Der Preis, den der 

2 5 Z u m Problem der Purveyance: E. N. LINDQUIST, The king, the people and the house 
of  Commons: The problem of  early Jacobean purveyance, in HistJ 31 (1988), S. 
549-570; P. Croft,  Parliament, purveyance and the city of  London, in: Parliamentary 
History 4 (1985), S. 9-34 und G. E. AYLMER, The last years of  purveyance 1610-
1660, in: EHR, 2. Folge 10 (1957), S. 81-103. 

26Proceedings 1610, I, S. 88 f.:  "If  ever I have occasions to raise impositions I am re-
solved never to do it but in parliament, though I will not tie my prerogative in point 
of  glory." Vgl. NOTESTEIN, Commons, S. 324; eine Reihe der weniger einträglichen 
impositions wurde auch wieder aufgehoben  (DIETZ, Finance, S. 371 F.). 

2 7 Dazu gehörte vor allem die Stellung des Königs als Vormund aller minderjährigen 
oder weiblichen Erben seiner Lehensleute, faktisch  also der gesamten landbesitzen-
den Oberschicht. Bislang hatte der König seine vormundschaftlichen  Rechte meist an 
Höflinge  und Amtsträger delegiert, die die wardship zu ihrem Vorteil, aber keines-
wegs immer zu dem ihrer Mündel auszunutzen wußten. Siehe J. HURSTRELD, The 
Queen's Wards, London 1958. 

2 8 JOHN COWELL, The Interpreter, Cambridge 1607, sub voce property.  Zum Interpreter 
vgl. J. W. ALLEN, English Political Thought 1603-1660, Bd. I, 1603-1644, London 
1938, Ndr. 1967, S. 73-75; SOMMERVILLE, Politics, S. 121-127. Zum Eigentumsbe-
griff  bei Cowell und generell im frühen  17. Jahrhundert siehe auch G. E. AYLMER, 
The Meaning and Definition  of  'Property' in 17th-century England, in: PaP 86 
(1980), S. 87-97; J. SOMMERVILLE, Ideology, property and the constitution, in: R. 
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König für  die Abschaffung  von wardship sowie von purveyance und einige 
andere Zugeständnisse verlangte, war freilich  hoch. Er ersuchte das 
Parlament um die Bewilligung eines festen  jährlichen Einkommens von 
mindestens £ 200.000. Wäre der Great Contract  verabschiedet worden, wäre 
somit in England zum ersten Mal eine permanente direkte Besteuerung der 
Untertanen eingeführt  worden. 

Die Verhandlungen über den Great Contract  kamen jedoch nicht zu einem 
erfolgreichen  Abschluß. Die Gründe dafür  lassen sich nicht mit absoluter Si-
cherheit klären. Doch scheinen beide Seiten in letzter Minute begonnen zu 
haben, am Sinn des gesamte Abkommens zu zweifeln.  Der König befürch-
tete einerseits, daß die vom Parlament zu bewilligende Steuer, die ja ein für 
alle mal fixiert  war, schon bald nicht mehr ausreichen würde, um die stei-
genden Ausgaben auszugleichen, andererseits scheint er erkannt zu haben, 
daß durch die Abschaffung  der lehensherrlichen Rechte die Bindung der po-
litischen Führungsschicht an die Krone geschwächt worden wäre.29 

Zweifel  gab es jedoch auch auf  der Seite des Parlamentes. Problematisch war 
es schon, ob die Schichten unterhalb der gentry überhaupt bereit sein wür-
den, eine allgemeine Steuer mitzutragen, um von der Krone Zugeständnisse 
zu erlangen, von denen sie wenig oder gar nicht profitierten.  Außerdem aber 
war anzunehmen, daß das Parlament sich selber überflüssig  machen würde, 
wenn es wirklich gelang, die Finanzprobleme der Krone zu lösen.30 Hier 
zeigte sich das ganze Dilemma der Stellung des Parlamentes - bewilligte 
man der Krone nicht ausreichend Geld, waren Übergriffe  auf  das Eigentum 

Cusr/A. HUGHES (Hg.), Conflict  in Early Stuart England. Studies in Religion and 
Politics 1603-42, London/New York 1989, S. 47-71, dort auch weitere Literatur,und 
M. SAMPSON, "Property" in Seventeenth-Century English Political Thought, in: G. J 
SCHOCHET (Hg.), Religion, Resistance and Civil War (Folger Institute Center for  the 
History of  British Political Thought, Proceedings 3), Washington 1990, S. 259-276. 

29SMITH, Contract, S. 125 f.;  vgl. E. LINDQUIST, The Failure of  the Great Contract, in: 
JMH 57 (1985), S. 616-651; anders als Smith sieht Lindquist vor allem den Wider-
stand des Parlamentes als ausschlaggebend für  das Scheitern des Contract an. Zu den 
Bedenken gegen den Great Contract siehe auch das Memorandum Sir Julius Caesars 
(TANNER, Constitutional Documents, S. 348-355). Nach 1610 nahm die finanzielle 
Bedeutung der vom Court of  Wards verwalteten Rechte übrigens nicht ab, sondern 
wurde vielmehr bis 1640 immer größer; siehe PRESTWICH, Cranfield,  S. 240 f. 

30SMITH, Contract, S. 119-125. 
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der Untertanen fast  unvermeidlich - beschloß man aber ausreichende dauer-
hafte  Abgaben, verlor das Parlament seine raison d'etre.31 

Mit dem Great Contract war der Versuch gescheitert, zusammen mit einer 
grundlegenden Modernisierung der Steuerverfassung  auch eine Auflösung 
der juristischen Residuen der Lehensverfassung  durchzufuhren,  um auf  diese 
Weise zu einer klaren und eindeutigen Neufassung  des Eigentumsbegriffes 
zu gelangen. Ohne Zweifel  belastete das Scheitern des Great Contract die 
Beziehungen zwischen Krone und Parlament auch nach 1610 ebenso wie der 
Streit um die von der Krone einseitig verfugten  Zollerhöhungen, die imposi-
tions, der ja nicht beigelegt worden war. In der Tat war die Tatsache, daß das 
Parlament von 1614 schon kurz nach seiner Einberufung  wieder aufgelöst 
wurde und somit als Addled Parliament, als unfruchtbares  Parlament in die 
Geschichte einging auch darauf  zurückzufuhren,  daß im Unterhaus die Dis-
kussion um die impositions wieder aufgeflammt  war.32 

Indes, als erst sieben Jahre später, 1621, erneut ein Parlament zusammentrat, 
spielten die impositions keine große Rolle. Conrad Russell hat geradezu von 
einem "ohrenbetäubenden Schweigen" gesprochen, das die Haltung des Par-
lamentes zu dieser Frage kennzeichnete.33 Die Abgeordneten hatten be-
griffen,  daß der König nicht bereit war, auf  eine Einnahmequelle zu verzich-
ten, aus der er jährlich bis zu 70.000 Pfund  bezog, zumal das Parlament 
kaum in der Lage war, ihm für  einen solchen Verzicht eine wirkliche Ge-
genleistung zu bieten.34 Überdies standen 1621 andere Themen im Vorder-
grund - vor allem die Kritik an den Monopolprivilegien, die die Krone in den 
vorhergehenden Jahren so freigebig  an Höflinge  und Projektemacher aller 
Art vergeben hatte. Auch hier ging es in letzter Instanz um die Grenze zwi-

3 'Zumindest einige Abgeordnete erkannten dieses Problem damals und später, wie 
etwa Sir John Eliot (J. N. BALL, Sir John Eliot and Parliament 1624-1629, in: K. 
SHARPE (Hg.), Faction and Parliament, Oxford  1978, S. 173-208, hier S. 179) oder 
John Pym (C. RUSSELL, The parliamentary career of  John Pym, in: CLARK, Com-
monwealth, S. 147-165, bes. S. 151-154). 

3 2 T . L. MOIR, The Addled Parliament of  1614, Oxford  1958, S. 94 f.,  110-112, 114-
122, 137-139; M. JANSSON (Hg.)s Proceedings in Parliament 1614, Philadelphia 
1988, S. 138, 147, 362; vgl. L. L. PECK, Northampton. Patronage and Policy at the 
Court of  James I, London 1982, S. 205-212. 

3 3 C. RUSSELL, Parliamentary history in perspective, in: History 61 (1976), S. 1-27, hier 
S. 22; vgl. aber D. HIRST, The Place of  principle, in: PaP 92 (1981), S. 79-99, hier S. 
89 f. 

3 4 C . RUSSELL, Parliaments and English Politics 1621-1629, Oxford  1979, S. 93, 99; 
vgl. R. ZALLER, The Parliament of  1621, Berkeley 1971. 
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sehen den Eigentumsrechten der Untertanen und den Hoheitsrechten der 
Krone. Zwar wurde durch die Schaffung  von Handelsmonopolen und die 
Einrichtung neuer Ämter mit nutzbaren Hoheitsfunktionen  - auch solche 
Amter fielen  im weiteren Sinne des Wortes unter den Begriff  monopolies -
bestehende Eigentumsrechte nicht unmittelbar angegriffen,  sie konnten je-
doch durchaus in ihrem Wert gemindert werden. Insgesamt war jedoch der 
Streit um die Monopole leichter beizulegen als der um impositions, denn von 
den Monopolen profitierten  direkt nur die von der Krone Begünstigten, nicht 
die Krone selbst. Dies wurde erst in den 1630er Jahren bei der Wiederbele-
bung der Monopolprojekte anders, da jetzt derartige Patente bewußt genutzt 
wurden, um eine Art indirekte Verbrauchssteuer einzuführen,  eine Akzise, 
die der Krone zufloß.35 

Auch 1624 stand die ungeklärte Frage des Zollerhebungsrechtes eher im 
Hintergrund - dies war schon deshalb der Fall, weil das politische Geschehen 
im Parlament beherrscht wurde durch die Vorbereitungen auf  den Krieg ge-
gen Spanien.36 Der Rechtsstatus der Impositions blieb ungeklärt. Es gab je-
doch in der Monarchie der frühen  Stuarts genauso wie in dem Staate ihrer 
Vorgänger eine Fülle ungeklärter Rechtsfragen.  Keineswegs alle gaben An-
laß zu fundamentalen  Verfassungskonflikten. 

III. 
1625, beim Regierungsantritt Karls I., gab es auch in der Tat nur vereinzelte 
Anzeichen, daß die Diskussion um die Grenzen zwischen Eigentum und kö-
niglichen Hoheitsrechten eskalieren würde. Allerdings wurde die Chance 
versäumt, durch entsprechende Formulierungen in dem Act of  Tonnage and 
Poundage, durch den dem König traditionellerweise zu Beginn seiner Herr-

3 5 Zu den Monopolen: W. H. PRICE, The English Patents of  Monopoly, Boston und 
New York 1906; vgl. R. G. ASCH, The revival of  monopolies: court and patronage 
during the personal rule of  Charles I. 1629-1640, in: R. G. ASCH/A. M. BIRKE (Hg.), 
Politics, Patronage and the Nobility. The Court at the Beginning of  the Modern Age, 
Oxford  1990, S. 357-392. 

3 6 Im Impeachmentverfahren  gegen den Lordschatzmeister Cranfield  spielten allerdings 
die impositions doch eine gewisse Rolle und auch in einigen anderen Debatten 
schien der alte Streit von 1610 wiederaufzuflammen:  R. E. RUIGH, The Parliament of 
1624, Cambridge, Mass. 1971, S. 50, 317-324; RUSSELL, Parliaments, S.198 f.  Vgl 
auch T. COGSWELL, The Blessed Revolution. English Politics and the Coming of  War 
1621-1624, Cambridge 1989. 
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schaft  das Recht der Zollerhebung auf  Lebenszeit übertragen wurde, das 
Problem der impositions zu lösen. Es hätte ja nahegelegen, die bisherigen 
einseitig verfügten  Zollerhöhungen nachträglich zu legalisieren und in Zu-
kunft  alle derartigen Maßnahmen ausdrücklich an die Zustimmung des Par-
lamentes zu binden. Die Legalisierung und gleichzeitige rechtliche Be-
schränkung von impositions wäre jedoch nur möglich gewesen, wenn man 
gleichzeitig ein neues book of  rates, einen umfassenden  Zolltarif  für  alle 
Waren verabschiedet hätte. Ein book of  rates war jedoch unmöglich in weni-
gen Wochen zu erstellen. Das Unterhaus beantragte daher 1625, dem König 
Tonnage und Poundage nur für  ein Jahr zu bewilligen - dies wurde vom 
Oberhaus zurückgewiesen, und in Folge dessen zog der König nun nicht 
mehr nur die impositions, sondern alle Zölle ohne jede parlamentarische 
Bewilligung ein. Im folgenden  Jahr hatte sich dann das politische Klima an-
gesichts des ungünstigen Verlaufes,  den der Krieg gegen Spanien nahm, aber 
auch wegen der starken innerhöfischen  Spannungen zwischen dem Favoriten 
des alten und neuen Königs, Buckingham, und anderen großen Adligen und 
Höflingen  so verschlechtert, daß an eine einvernehmliche Regelung der 
Zollerhebungsfrage  nicht mehr zu denken war.37 

Zu dem Konflikt  um die indirekten Abgaben trat jedoch nun bald auch eine 
Auseinandesetzung um die direkten Steuern. Nachdem das Parlament von 
1626 sich geweigert hatte, dem König die für  seine kriegerischen Unterneh-
mungen notwendigen Mittel zu bewilligen, entschloß sich Karl I. 1626/27, 
eine Zwangsanleihe zu erheben. Dieser Forced Loan, brachte in der Tat die 
erkleckliche Summe von gut £ 250.000 ein. Dieser Betrag war jedoch nur 
zustandegekommen, weil man durch die Verhaftung  und Festsetzung Wider-
spenstiger jeden Widerstand rücksichtslos gebrochen hatte38. Die Einziehung 

3 7 Z u m Parlament von 1625: RUSSELL, Parliaments, S. 227-229; sowie vgl. DERS., Par-
liamentary history in perspective, S. 10; ferner  C. THOMPSON, Court politics and par-
liamentary conflict  in 1625, in: CUST/HUGHES, Conflict,  S. 168-192; M. JANSSON/W. 
B. BIDWELL (Hg.), Proceedings in Parliament 1625, New Häven/London 1987, bes. 
S. 511 (ELIOT, Negotium Posterorum zu den impositions). Zur Situation 1626: RUS-
SELL, Parliaments, S. 260 ff.,  und R. LOCKYER, Buckingham, London 1981, S. 308-
330; vgl. auch M. B. YOUNG, Buckingham, war and parliament: Revisionism gone 
too far,  in: Parliamentary History 4 (1985), S. 45-69. Siehe ferner  zum Problem von 
Tonnage and Poundage: L. S. POPOFSKY, The Crisis over Tonnage and Poundage in 
Parliament in 1629, in: PaP 126 (1990), S. 44-75. 

3 8 R . CUST, The Forced Loan and English Politics, Oxford  1987, S. 92, und passim; im 
Vergleich dazu hatten die fünf  subsidies, die das Parlament 1628 bewilligte, auch 
nicht mehr als £ 275.000 eingebracht, obgleich dies eine außergewöhnlich hohe 
Summe von Steuern war. 
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des Forced Loan machte jedermann deutlich, wie sehr der Schutz des Ei-
gentums verknüpft  war mit der Frage der persönlichen Freiheit überhaupt -
denn wenn der König das Recht hatte, Personen, die sich weigerten, die von 
ihm verlangten Abgaben zu zahlen, einzusperren, dann ließ sich das Eigen-
tum nicht mehr länger gegen Übergriffe  der Krone verteidigen. 

Der Forced Loan führte  daher im Parlament von 1628, das der König, nach-
dem auch der 1627 begonnene Krieg gegen Frankreich in einer Niederlage 
zu enden drohte, einberufen  hatte, zu einer grundsätzlichen Debatte über die 
Schranken der königlichen Prärogativgewait. Die im Unterhaus eingebrachte 
Petition of  Right suchte das Eigentum der Untertanen gegen jede Form von 
Besteuerung ohne Einwilligung des Parlamentes zu schützen, denn faktisch 
hatte es sich beim Forced Loan um eine solche Besteuerung gehandelt, da er 
die 1626 verweigerten Subsidies ersetzte und seine Rückzahlbarkeit fraglich 
blieb.39 Mit der erneuten Festschreibung des parlamentarischen Steuerbewil-
ligungsrechtes bewegte man sich freilich  ganz im Rahmen des überkomme-
nen Rechtes und konnte sich in letzter Instanz sogar auf  die Magna Charta 
von 1215 berufen. 

Die turbulenten Jahre von 1626 bis 28 hatten allerdings gezeigt, daß das Ei-
gentum der Untertanen nur zu schützen war, wenn man auch seine persönli-
che Freiheit schützte. Hier war jedoch der bestehende Rechtszustand sehr 
viel unklarer, denn bislang war das Recht des Königs, in Ausnahmefällen, 
wenn etwa die Sicherheit des Staates auf  dem Spiele stand, ohne Angabe von 
Gründen und damit ohne die Möglichkeit zu einer gerichtlichen Nachprüf-
barkeit zu verhaften,  nie grundsätzlich in Frage gestellt worden; hatte doch 
sogar Sir Edward Coke dieses Recht 1615 als Chief  Justice bestätigt.40 Die 
Debatte über die Petition of  Right wurde somit zu einer Auseinandersetzung 
über das Verhältnis zwischen Rechtsordnung und Ausnahmezustand. Im 

3 9 Z u r Petition of  Right: F. H. RELF, The Petition of  Right, Minneapolis 1917; D. S. 
BERKOWITZ, Reason of  State in England and the Petition of  Right, in: R. SCHNUR 
(Hg.), Staatsräson. Studien zur Geschichte eines politischen Begriffs,  Berlin 1975, S. 
165-212; J. GUY, The origins of  the Petiton of  Right reconsidered, in: HistJ 25 
(1982), S. 289-312; L. J. REEVE, The legal status of  the petition of  Right, in: Ebd. 29 
(1986), S. 257-277. Zum weiteren Hintergrund auch T. COGSWELL, A Low Road to 
Extinction? Supply and Redress of  Grievances in the Parliaments of  the 1620s, in: 
HistJ 33 (1990), S. 283-303, hier S. 297-299. 

40RELF, Petition, S. 2-22; vgl. S. D. WHITE, Sir Edward Coke and "The Grievances of 
the Commonwealth", 1621-1628, Chapel Hill, North Carol. 1979, S. 232-235, zum 
Meinungswechsel Cokes in der Frage der Verhaftung  kraft  Prärogativgewalt in den 
Jahren nach seinem Ausscheiden aus dem Privy Council. 
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Prinzip war der König durchaus bereit, das parlamentarische Besteuerungs-
recht und damit die Unverletzlichkeit des privaten Eigentums ebenso anzuer-
kennen wie das Prinzip der gerichtlichen Überprüfbarkeit  königlicher Haft-
befehle.  Jedoch wollte er sich fur  den Ausnahmefall,  über den am Ende er 
allein glaubte entscheiden zu können, einen letzten, nicht mehr auf  rechtliche 
Regeln reduzierbaren Ermessensspielraum vorbehalten.41 

Mit der Petition of  Right erreichte der von Common Lawyers wie Sir Ed-
ward Coke unternommene Versuch, aus dem Eigentumsrecht des Common 
Law ein umfassendes  Staats- und Verfassungsrecht  zu entwickeln und die-
sem Recht alle politischen Entscheidungen unterzuordnen, seinen Höhe-
punkt, aber auch seine Grenzen. Coke und die anderen Vorkämpfer  der Peti-
tion of  Right hatten versucht, das Eigentumsrecht der Untertanen in so ab-
soluten Kategorien zu definieren,  daß es durch die königliche Prärogative, 
die als solche nicht geleugnet wurde, nicht antastbar war. Dieser Versuch 
mußte schon deshalb scheitern, weil man gleichzeitig allzu viele Rechts- und 
Verfassungsfragen  ungelöst ließ - vor allem das Problem der Zölle bestand 
weiter, da das Unterhaus Warnungen seiner eigenen Mitglieder, man zwinge 
den König geradezu zum Rechtsbruch, wenn man ihm Tonnage und Poun-
dage nicht bewillige, ignorierte.42 Ein Anspruch des Parlamentes, selber Trä-
ger der souveränen Gewalt zu sein, wurde jedoch erst erhoben, nachdem der 
Versuch gescheitert war, den königlichen Souveränitätsvorbehalt gegenüber 

4 1 RUSSELL, Par l iaments , S. 362: R. C. JOHNSON/M. F. KEELER ET AL. (Hg. ) , Procee-
dings in Parliament 1628, 6 Bde., New Haven 1977-83. III, S. 372 f.  (Brief  des Kö-
nigs an das Oberhaus vom 12. Mai); vgl. CUST, Forced Loan, S. 88 f.  Vgl. J. 
FLEMION, A Savings to Satisfy  All: The House of  Lords and the Meaning of  the 
Petition of  Right, in: Parliamentary History 10 (1991), S. 27-44, und DERS., The 
struggle for  the Petition of  Right in the House of  Lords: The study of  an opposition 
party victory, in: JMH 45 (1973), S. 193-210. Zum allgemeinen Hintergrund siehe 
auch: J. G. A. POCOCK, The Ancient Constitution and the Feudal Law, Cambridge 
21987. 

42RUSSELL, Parliaments, S. 386-88. Die Verabschiedung der Bill of  Tonnage und 
Poundage scheiterte danach außer an schierer administrativer Inkompetenz vor allem 
daran, daß für  den König nur ein Gesetz annehmbar war, das sowohl die bestehenden 
impositions als auch die ohne Rechtsgrundlage zwischen 1625 und 1628 eingezoge-
nen Zölle nachträglich legalisierte - dies war jedoch in der kämpferischen  Atmo-
sphäre von 1628 schwer durchzusetzen. Allerdings scheint es, daß man im Unterhaus 
hoffte,  der König werde sich durch einen Protest gegen Tonnage und Poundage dazu 
bewegen lassen, das Haus nicht offiziell  zu vertagen (prorogation), sondern nur eine 
bloße Unterbrechung der Sitzungen (recess) stattfinden  zu lassen, so daß das für 
einen neuen Zolltarif  zuständige Komitee des Hauses bis zur nächsten Sitzung wei-
terarbeiten konnte (Proceedings 1628, IV, S. 449, Anm. 37). Vgl. POPOFSKY, Crisis. 
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allen Eigentumsrechten mit Hilfe  des Rechtes wenn schon nicht gänzlich 
aufzuheben  so doch weitgehend zu entschärfen. 

IV. 
Die Petition of  Right hatte erneut bekräftigt,  daß der König keine Steuern 
ohne Einwilligung der beiden Häuser des Parlamentes erheben durfte.  Wel-
che Abgaben Steuern im Sinne dieser Bestimmung waren, war jedoch nicht 
mit letzter Eindeutigkeit geklärt worden, und ebenso wenig war das Problem 
gelöst worden, wie weit der Ermessenspielraum des Königs in Notfällen  rei-
chen sollte. Welche Bedeutung das Fehlen einer erschöpfenden  Definition 
des Begriffes  Steuer haben konnte, zeigte sich schon bald nach Verabschie-
dung der Petition of  Right, als die zuständigen Richter erklärten, die Zollein-
nahmen, also Tonnage und Poundage, die ja immer noch nicht vom Parla-
ment bewilligt worden waren, gehörten nicht zu den Abgaben, die von der 
Petition of  Right betroffen  seien. Diese Entscheidung betraf  die normalen 
Zolleinnahmen, aber sie wurde auch auf  die impositions angewandt, die 
während der 1630er Jahre noch erheblich erhöht wurden.43 

Durch Ausnutzung dieser und ähnlicher rechtlicher Unklarheiten gelang es 
Karl I., während der 11 Jahre von 1629 bis 40, in denen kein Parlament ein-
berufen  wurde, seine Einkünfte  so zu erhöhen, daß er in Friedenszeiten auf 
direkte Steuern, wie sie vom Parlament bewilligt werden mußten, ohne wei-
teres verzichten konnten.44 Es blieb freilich  nicht nur das Problem, wie ein 
möglicher Krieg zu finanzieren  sei, problematisch war vielmehr schon die 
Bereitstellung der notwendigen Mittel fur  jene Rüstungen, die schon in Frie-
denszeiten für  die Verteidigung und die Vorbereitung eines Krieges notwen-
dig waren. Dies galt - da England wegen seiner Insellage auf  die Anlage um-
fangreicher  Befestigungen  verzichten konnte - vor allem für  die Flotte, deren 

4 3 W. J. JONES, Politics and the Bench, S. 74-77, und DIETZ, Finance, S. 375 f.  1639/40 
betrugen danach die Einnahmen aus impositions aller Art ca. 245.000 Pfund. 

4 4 Die gesamten regulären Einnahmen der Krone (ohne ship money und ähnliche Son-
derabgaben) lagen 1640 bei knapp £ 900.000. Siehe DIETZ, Finance, S. 284-286; vgl. 
C. RUSSELL, Charles Ys  financial  estimates for  1642, in: BIHR 58 (1985), S. 109-
120. 
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mangelnde Einsatzbereitschaft  zwischen 1625-30 vor Cadiz und La Rochelle 
nur allzu deutlich geworden war.45 

Traditionell bestand eine Pflicht  der englischen Hafenstädte,  dem König im 
Kriegsfall  Schiffe  zur Verfugung  zu stellen, die die königliche Flotte ver-
stärkten. Diese Leistung war im 16. Jahrhundert wiederholt eingefordert 
worden, wobei die kleineren Städte meist Geld, eben ship money gezahlt 
hatten, statt Schiffe  zu stellen. Gelegentlich waren auch die Städte des Hin-
terlandes bei der Aufbringung  des Schiffsgeldes  mitherangezogen worden, 
um die Bürde, die auf  den Hafenstädten  lastete, zu verringern. Diese Aus-
dehnung des Schiffsgeldes  über die Hafenstädte  hinaus war zwar nie sehr 
populär gewesen und auch vereinzelt auf  Widerstand gestoßen, aber nie 
grundsätzlich angefochten  worden.46 

Dies galt grundsätzlich auch noch für  den ersten writ of  ship money, der 
1634 zunächst nur an die Hafenstädte  geschickt wurde. Zwar befand  sich 
England nicht im Krieg, aber die Bedrohung durch Piraten und die Ausein-
andersetzung vor allem mit den Niederländern um die Seeherrschaft  in der 
Nordsee, waren zunächst eine hinreichende Rechtfertigung  fur  die königli-
chen Forderungen. In den folgenden  Jahren wurde das ship money jedoch 
auf  ganz England, also auch die binnenländischen Grafschaften  ausgedehnt. 
Auf  unverkennbare Weise wurde das Schiffsgeld  damit zu einer regulären 
Steuer, denn selbst unter den Hafenstädten  stellte nur London tatsächlich 
Schiffe,  alle anderen Häfen  zahlten statt dessen Geld und das galt natürlich 
erst recht für  die binnenländischen Gemeinden. Als Steuer war das Schiffs-
geld ohne Zweifel  recht effektiv,  denn der zu erzielende Ertrag war anders 
als bei parlamentarischen Steuern schon bei der Ausschreibung fixiert  und 
wurde dann nach einem bestimmten Schlüssel auf  die einzelnen Grafschaf-
ten, Gemeinden und schließlich Haushalte umgelegt47 

4 5 Z u r Flottenpolitik Karls I. siehe: B. QUINTRELL, Charles I. and his Navy, in: The 
Seven t een th C e n t u r y 3 (1988) , S. 159-179, und n e u e r d i n g s K. SHARPE, T h e Personal 
Rule of  Charles I, New Haven 1992, S. 97-105 und 596-598. 

4 6 JONES, Politics and the Bench, S. 123 f.  und oben Anm. 7. 
4 7 Zum ship money und dem Case of  Ship Money: D. L. KEIR, The Case of  Ship-

money, in: LQR 52 (1936), S. 546-574; C. RUSSELL, The Ship Money judgment of 
Bramston and Davenport, in: EHR 72 (1962), S. 312-318; M. D. GORDON, The 
collection of  ship-money in the reign of  Charles I, in Transactions of  the Royal 
Historical Society, 3. Folge, 4 (1910), S. 141-162; P. LAKE, The collection of  ship 
money in Cheshire in the 1630s: a case study of  relations between central and local 
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Es war daher kaum möglich, der Steuer durch eine zu geringe Selbstein-
schätzung zu entgehen - allenfalls  konnte man den Verteilungsschlüsssel 
anfechten,  was auch gelegentlich geschah. Ansonsten blieb nur die Möglich-
keit der offenen  Zahlungsverweigerung - und ein solcher offener  Widerstand 
zeigte sich in einigen Grafschaften  allerdings tatsächlich. Auch wenn er den 
Ertrag der Abgabe bis 1637 nicht allzu sehr minderte, sah der König es doch 
als ratsam an, einen der Verweigerer des Schiffsgeldes,  John Hampden, vor 
Gericht zu stellen, um sich so in einem Musterprozeß ein für  alle mal die Le-
galität des ship money bestätigen zu lassen. Es muß zunächst betont werden, 
daß in dem Verfahren  vor der Exchequer Chamber, dem höchsten Gerichts-
hof  für  diese Fälle, dem alle Richter der drei obersten Gerichte angehörten,48 

von keiner der beiden Seiten der Grundsatz der Unverletzlichkeit des priva-
ten Eigentums als solcher in Frage gestellt wurde. Dieser wurde vielmehr 
auch von den Vertretern der Krone, dem Generalprokurator Littleton und 
dem Generalkronanwalt Bankes und jenen sieben (von 12) Richtern, die An-
fang  1638 ein Votum für  die Krone abgaben, ausdrücklich anerkannt49 Die 
knappe Mehrheit der Richter folgte  allerdings der Argumentation der Krone, 
daß es sich beim Schiffsgeld  gar nicht um eine das Eigentum der Untertanen 
antastende Steuer handele, denn von den Untertanen werde in den königli-
chen Ausschreiben ja nicht Geld verlangt, sondern die Stellung von Schiffen 
- diese aber blieben das Eigentum der Untertanen und würden ihnen nach 
Beendigung der Operationen der Flotte zurückgegeben.50 

government, in: Northern History 17 (1981), S. 44-47, und SHARPE, Personal Rule, 
S. 545 ff. 

4 8 Also die Richter der Courts of  King's Bench, Common Pleas und des Court of 
Exchequer. 

4 9Siehe insbesondere LITTLETON, State Trials, III, Sp. 924 f.  und die Urteilsbegrün-
dung von Richter Berkeley (ebd. Sp. 1090 f.  und S. R. GARDINER (Hg.), Constitutio-
nal Documents of  the Puritan Revolution, Oxford  31906, S.l 16 f.):  "Though the king 
of  England hath a monarchical power and hath jura summae majestatis, and hath an 
absolute trust settled in his crown and person, yet his government is to be secundum 
leges regni....By those laws the subjects are not tenants at the king's will of  what they 
have. They have in their lands feodum  simplex,...They have in their goods a 
property, a peculiar interest, a meum and tuum...; none of  their law can be altered 
and abrogated without common consent in parliament". 

5 0 So Berkeley in seiner Urteilsbegründung, GARDINER, Documents, S. 119. Die Richter 
behaupteten, nur aus rein praktischen Gründen ziehe man in der Regel der Fälle dann 
eben doch Geld ein, statt auf  der Stellung von Schiffen  zu bestehen. Dies war eine 
juristisch zwar scharfsinnige,  aber doch nicht ganz plausible Argumentation, denn es 
war schwer einzusehen, wie etwa die Stadt Oxford,  die nicht einmal einen Hafen  be-
saß, überhaupt Schiffe  hätte stellen sollen. Zwei der fünf  Richter, die Hampden recht 
gaben, griffen  denn auch gerade diesen Punkt auf  und erklärten die Einziehung des 
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Die Vertreter der Krone operierten jedoch nicht nur mit dem Argument, ship 
money sei gar keine Steuer, sondern auch - wie schon in den Debatten der 
Jahre 1625-29 mit dem Prinzip salus publica suprema lex. D. h. auch, wenn 
unter normalen Umständen Steuern vom Parlament bewilligt werden müßten, 
so könne der König in Ausnahmefällen,  wenn kein anderer Weg bleibe, das 
Gemeinwesen zu retten, auch das Eigentum seiner Untertanen für  Zwecke 
der Verteidigung heranziehen, ohne die Zustimmung der beiden Häuser des 
Parlaments einzuholen.51 Interessanterweise wurde dieses Argument von den 
Anwälten Hampdens, St. John und Holborne, nicht in toto zurückgewiesen. 
Beide gestanden dem König außerordentliche Vollmachten für  den Notfall 
zu. Nur müsse es rechtlich überprüfbare  Kriterien für  die Anwendbarkeit die-
ser Vollmachten geben, und nach diesen Kriterien stelle die bloße Möglich-
keit einer Bedrohung im Gegensatz zu einer unmittelbar bevorstehenden In-
vasion für  die Erhebung außerordentlicher Abgaben keine ausreichende 
Grundlage dar.52 Freilich wurde damit dem Gericht die Aufgabe  übertragen, 
die letzten Endes nicht juristische, sondern politische Frage zu entscheiden, 
ob eine wirkliche Ausnahmesituation vorliege. Die Richter behalfen  sich 
zum Teil damit, einfach  festzustellen,  allein dem König stehe die Kompetenz 
zu, über den Ausnahmezustand zu entscheiden. Einige der Richter gingen je-
doch weiter und bestätigten ausdrücklich, daß die außenpolitische Lage eine 
hinreichende Rechtfertigung  für  Abwehrmaßnahmen jeder Art sei.53 

Der ship money-Prozeß wurde zu einer Niederlage für  beide Seiten. Der Kö-
nig hatte sich zwar durch die Mehrheit seiner Richter die Legalität der Ab-
gabe bestätigen lassen, aber zum einen war die Mehrheit so knapp gewesen, 
daß in der Öffentlichkeit  die Zweifel  an der Rechtmäßigkeit des Schiffsgel-
des eher zunahmen, zum anderen machte gerade die gerichtliche Bestätigung 
der neuen Abgabe jedermann deutlich, daß das Schiffsgeld  keine Ausnah-
memaßnahme, sondern eine dauerhafte  Steuer sein würde. Daß aber wie-

Schiffsgeldes  für  unzulässig, da die Art seiner Verwendung es faktisch  doch zu einer 
Steuer mache (RUSSELL, Bramston and Davenport). Zur Bewertung der Argumente 
im Prozeß siehe jetzt auch BURGESS, Politics, S. 205-211, und SHARPS, Personal 
Rule, S. 717 ff. 

5 1 State Trials III, Sp. 926 (Littleton), 1065 (Bankes). 
5 2 S t . John, State Trials III, Sp. 881 f.  und Holborne, ebd., Sp. 1012 f.;  vgl. KEIR, Ship-

money, S. 558 f.,  mit etwas anderer Akzentuierung. 
5 3 Berkeley (State Trials III, Sp. 1098) betonte, der König allein könne darüber urtei-

len, wie groß die Gefahr  sei. Sir Francis Weston akzeptierte die Existenz eines 
Notstandes, 1. weil der König dies selber bezeuge, und 2., weil die Gefahr  jeder-
mann sichtbar sei (ebd., Sp. 1067 ff.,  Finch betonte ebenfalls,  daß die Gefahr  allen 
sichtbar sei (Sp. 1234; vgl. KENYON, Constitution, S. 103). 
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derum verstärkte die Zweifel  daran, ob wirklich noch die Sicherheit des Pri-
vateigentums gewährleistet war. Dies hatten die Richter, die für  den König 
entschieden, zwar versichert, aber ihnen war es mißlungen, für  die Not-
standsgewalt des Königs eine klare rechtliche Grenze zu zeigen.54 

Auf  der anderen Seite zeigte das Urteil denjenigen, die gehofft  hatten, im 
Recht ein Bollwerk gegen alle Übergriffe  der Prärogativgewalt auf  das pri-
vate Eigentum zu finden,  daß der König im Zweifelsfall  fast  immer eine 
Mehrheit der Richter auf  seiner Seite finden  würde; nicht nur, weil die Rich-
ter von ihm gegebenenfalls  entlassen werden konnten, sondern auch, weil die 
Rechtslage nicht eindeutig war, und die Richter dazu neigten, der alten 
Maxime zu folgen  'in dubio pro rege presumendum est' - im Zweifelsfall  ist 
der für  den König günstigsten Interpretation zu folgen.55  Wenn alle anderen 
Argumente versagten, so konnte der König immer noch auf  die Notwendig-
keit und salus populi verweisen - ein Argument, das mit juristischen Inter-
pretationen schwer zu entkräften  war, da es ja gerade darauf  abzielte, alle 
rein juristischen Argumentationsmuster zu transzendieren. 

Im Kurzen Parlament von 1640 und zu Beginn des Langen Parlamentes 
wurde das Urteil von 1638 jedoch trotzdem in ganz traditioneller Weis kriti-
siert. Die Richter der Exchequer Chamber hatten betont, daß das individuelle 
Eigentumsrecht in letzter Instanz durch die Forderungen der Staatsräson und 
durch Verpflichtungen  gegenüber anderen Mitgliedern des Staatswesens be-
schränkt sei; es habe nicht nur jedermann ein Eigentumsrecht an dem, was er 
besitze, sondern auch "a property in general in another man's goods, for  the 
common good, and all private property must give way to the public".56 1640 
/41 wurde von den Kritikern der Entscheidung von 1638 hervorgehoben, daß 
keine wie immer geartete politische Notwendigkeit die Rechts- und Eigen-

5 4 Zu den Auswirkungen des Prozesses: E. S. COPE, Politics without Parliament, 1629-
1640, L o n d o n 1987, S. 119-121, und SHARPE, Persona l Rule , S. 7 2 8 - 7 3 0 . 

5 5 Der Richter Crawley führte  diese Maxime ausdrücklich an (State Trials III, Sp. 1085 
f.)  sie entsprach in der Tat der Tradition der englischen Rechtsprechung, in die sich 
das Urteil überhaupt sehr viel harmonischer einordnete, als die Abgeordneten des 
Langen Parlamentes später wahr haben wollten ( KEIR, Ship-money, S. 573 f.;  vgl. 
JONES, Bench, S. 126). Keir weist daraufhin,  daß die Urteile von Hutton und Croke 
die die außerordentlichen Vollmachten des Königs im Notfall  auf  ein Minimum re-
duzieren wollten, mit der traditionellen Verfassung  Englands kaum in Über-
einstimmung waren. 

5 6 Zitiert bei M. MENDLE, The ship money case, The case of  Shipmony, and the de-
velopment of  Henry Parker's parliamentary absolutism, in: HistJ 32 (1989), S. 513-
536, hier S. 520, nach State Trials III, Sp. 1225 und 1231. 
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tumsordnung in Frage stellen könne.57 Für die Parlamentarier war das indivi-
duelle Recht auf  Eigentum allen Gesichtspunkten des Gemeinwohls und der 
Staatsräson übergeordnet. 

Wie sich bald genug zeigen sollte, verfehlte  ein derart strikter Legalismus je-
doch die politischen Realitäten. Es gab denn auch einzelne Publizisten, die in 
Vorwegnahme der Argumente des Bürgerkrieges den Streit um das Schiffs-
geld nicht mehr als einen juristisch entscheidbaren, sondern als einen politi-
schen Konflikt  auffaßten,  in dem es um die Grundlagen der englischen Ver-
fassung  ging. Dies gilt vor allem fur  Henry Parkers 1640 veröffentliches 
Pamphlet The Case of  Shipmony.58  Parker griff  die Argumente der Vertreter 
der Krone und der Richter, die dem König Recht gegeben hatten, auf  und 
kehrte sie gegen den König selbst. Er ordnete wie diese das Eigentum und 
das positive Recht einschränkungslos dem Gemeinwohl unter: "rather that a 
nation shall perish, any thing shall be held necessary and legal by neces-
sity."59 Die Kompetenz über den Ausnahmezustand, der eine Abweichung 
vom überkommenen Recht und eine Verletzung des privaten Eigentums er-
laubte, zu entscheiden, sollte freilich  beim Parlament liegen; implizit in letz-
ter Instanz sogar nur beim Oberhaus und Unterhaus, ohne Beteiligung des 
Königs. Parker legte die Grundlagen für  die 1640 noch ungewöhnliche Theo-
rie der Souveränität des Parlamentes, die er und eine Reihe anderer Autoren 
später nach Beginn des Bürgerkrieges zu ihrer vollen Konsequenz entwik-
keln sollten,60 während der König seit 1641/42 das Parlament durch Streit-

5 7 MENDLE, Sh ip m o n e y , S. 520 f.;  vgl . E. S. COPE unter Mitarbei t von W . H. COATES 
(Hg.), Proceedings in the Short Parliament of  1640, (Camden Society Publications, 
4. Folge, XIX) London 1977, S. 127, 185, 196, 208 f. 

5 8 Zu Parkers Person und seiner Verbindung mit dem oppositionellen Lord Saye and 
Sele: M. MENDLE, Dangerous Positions, Mixed Government, the estates of  the Realm 
and the Answer to the XIX  Propositons,  Tuscaloosa, Alabama 1985, S. 128-134; 
DERS., Henry Parker, The Public's Privado, in: SCHOCHET, Religion, S. 151-178, und 
DERS., Ship money, S. 520. Lord Saye war Parkers Onkel. Vgl. ferner:  W. K. JOR-
DAN, Men of  substance: A study of  the thought of  two English revolutionaries, Henry 
Parker and Henry Robinson, Chicago 1942; M. A. JUDSON, Henry Parker and the 
theory of  parliamentary sovereignty, in: C. WITTKE (Hg.), Essays in history and po-
litical theory in honor of  Charles Howard Mcllwain, Cambridge, Mass. 1936, S. 
138-167. 

5 9 HENRY PARKER, T h e Case o f  S h i p m o n y [1640], N a c h d r u c k A m s t e r d a m 1976, S. 7. 
6 0 Z u r Verbreitung dieser Theorien und zu Parkers Bedeutung: R. TUCK, Natural Rights 

Theor ies , C a m b r i d g e 1979, S. 99-104 , 146 f.,150  f.;  ALLEN, T h e o r y I, S. 424-481 . ; 
GOUGH, F u n d a m e n t a l L a w , S. 80-97, WESTON/GREENBERG, Subjec ts , S. 35 ff.; 
JUDSON, Parker, und zuletzt M. MENDLE, Parliamentary sovereignty: a very English 
absolutism, in: N. PHILLIPSON/Q. SKINNER (Hg.), Political Discourse in Early Modern 
Britian, Cambridge 1993, S. 97-119, bes. S. 99 f. 
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Schriften  bekämpfte,  in denen er betonte, er sei der wahre Verteidiger der be-
stehenden Verfassung,  des Rechtes und der Eigentumsordnung.61 

V. 
Aus der Auseinandersetzung über die Grenzen zwischen Prärogativgewalt 
und Eigentum, die 1606 mit Bate's Case begonnen hatte, war am Ende ein 
Souveränitätskonflikt  geworden, in dem sich die ursprünglichen Fronten ver-
kehrten. Diese Verkehrung der Fronten war freilich  so überraschend nicht, 
denn trotz aller Konflikte  im Einzelnen sprachen die Verteidiger der Präro-
gative und die Anwälte des unantastbaren Eigentumsrechtes der Untertanen 
doch durchaus die gleiche Sprache, mochten sie auch die Akzente unter-
schiedlich setzen. Dies erklärt auch, warum so viele Juristen und Männer des 
politischen Lebens so leicht den Übergang von der Seite des Königs auf  die 
Seite seiner Kritiker fanden  und umgekehrt.62 

Daß aus bloßen Unterschieden in der Akzentuierung von Werten, die beide 
Seiten anerkannten, am Ende ein offener  Konflikt  wurde, war vor allem auf 
zwei Umstände zurückzuführen:  Die ständig wachsenden finanziellen  Be-
dürfnisse  des Staates machten eine Reform  der Steuerverfassung  unabweis-
bar notwendig. Doch konnten sich König und Parlament weder 1610 noch 
später auf  eine einvernehmliche Modernisierung des Finanzwesens einigen. 
Auf  dem Kontinent, oder doch zumindest in vielen deutschen Territorien 
war eine solche Modernisierung zumindest teilweise gelungen, weil die 
Stände selber an der Verwaltung der Steuern beteiligt waren. Dem in dieser 
Hinsicht weit schwächeren englischen Parlament fehlte  eine eigene Finanz-
verwaltung und umso mehr befürchtete  man, daß durch eine Erhöhung der 
beständigen Einnahmen der Krone das Parlament als Institution überflüssig 
werden würde. 

6 1 Siehe R. ASHTON, Form Cavalier to Roundhead Tyranny, in: J. MORRILL (Hg.), Re-
actions to the English Civil War, London 1982, S. 185-207, hier S. 186 f.;  vgl. J. 
SANDERSON, But the People's Creatures. The philosophical Basis of  the English Civil 
War, Manchester 1989, S. 67-72. 

6 2 Beispiele bieten Thomas Wentworth, Earl of  Strafford,  der aus einem Vorkämpfer 
für  die Petition of  Right zu einem der Paladine des persönlichen Regimentes Karls I. 
wurde, ebenso wie Sir Edward Coke, der unter Jakob I. den umgekehrten Weg vom 
Privy Councillor zum parlamentarischen Kritiker der herrschenden Hoffaktion  ging. 
Einer der eklatantesten Fälle ist aber der des Kronanwaltes der frühen  1630er Jahre 
William Noy. Siehe W. J. JONES, 'The great Gamaliel of  the law. Mr. Attorney 
Noye', in: Huntington Library Quarterly 40 (1977), S. 199-226; DERS., Politics and 
the Bench, S. 92-95. 
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Die aus dem Kampf  des Königs um eine Erhöhung der Einnahmen entste-
henden Konflikte  wurden verschärft  durch jene Fortschritte in der Rechts-
kultur, die auf  anderen Gebieten einen so wesentlichen Beitrag zum inneren 
Frieden der englischen Monarchie leisteten,63 obwohl beide Seiten sich ge-
rade vom Recht eine Lösung des Konfliktes  zwischen prerogative und 
property erwarteten. Im 16. und 17. Jahrhundert wurden altüberkommene 
informelle  Herrschaftspraktiken  zunehmend durch institutionalisierte 
Verwaltungsstrukturen ersetzt, und an die Stelle gelegentlicher finanzieller 
Notbehelfe  der Krone traten in Rechtsform  vollzogene administrative Maß-
nahmen. Mochte es unter Elisabeth noch akzeptiert worden sein, wenn die 
Königin im Kriegsfall  ihren Untertanen gelegentlich besondere Lasten auf-
bürdete, so stieß es doch auf  Widerstand, wenn daraus ein gerichtlich bestä-
tigter allgemeiner Rechtsanspruch der Krone auf  außerparlamentarische Ab-
gaben wurde. Den rechtlich verfestigten  Ansprüchen der Krone wurden nun 
ebenso starre Rechtsprinzipien zum Schutze von Eigentum und Freiheit 
entgegengesetzt. Imperium und Dominium, prerogative und property 
gerieten im frühen  17. Jahrhundert in Konflikt,  weil gerade in einer Zeit, als 
neue finanzielle  Bedürfnisse  der Krone die Grenzen zwischen beiden 
Sphären besonders fließend  werden ließen, die Verrechtlichung politischer 
Strukturen das Streben nach einer klaren rechtlichen Abgrenzung der beiden 
Bereich stärker denn je hatte werden lassen. 

6 3 Zum Wandel der politischen Kultur und der gestiegenen Bedeutung des Rechtes 
siehe STONE, Crisis, S. 234 ff.;  M. JAMES, English politics and the concept of  honour, 
in: DERS., Society, Politics and Culture, Cambridge 1986, S. 308-415 sowie DERS., 
At a crossroads of  political culture. The Essex revolt, 1601, ebd., S. 416-445. James 
kommt zu dem Schluß: "The dissidents of  the Long Parliament gave precedence not 
to the language of  honour but of  law and religion; the terminology of  Tudor confor-
mity and social wholeness had been adapted to the needs of  dissidence". (At a 
crossroads, S. 465). Zur Bedeutung des Rechtes des Ideals des Rule of  Law siehe 
auch W. PREST, The Rise of  the Barrister. A Social History of  the English Bar 1590-
1640, Oxford  1986; BURGESS, Politics; J. G. A. PococK, The Ancient Constitution 
and the Feudal Law, Cambridge 21987, und C. RUSSELL, The Causes of  the English 
Civil War, Oxford  1990, S. 131 ff.,  sowie C. BROOKS/K. SHARPE, History, English 
law and the Renaissance, in: K. SHARPE, Politics and Ideas in Early Stuart England, 
London 1989, S. 174-181. Vgl. jedoch die Einwände gegen eine Überbewertung der 
steigenden Häufigkeit  von Prozessen von C. BROOKS, Pettyfoggers  and Vipers of  the 
Commonwealth: The 'Lower Branch' of  the Legal Profession  in Early Modern Eng-
land, Cambridge 1986, S. 48-76, 90-109. 
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